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Arbeitsmarktpolitik à la française - Gehen 
Frankreichs Uhren anders?
Neue Vorstöße in der Beschäftigungspolitik
Der französische PremierministerLionel Jospin hat ein zentrales Wahl-
versprechen eingelöst. Neue Vorstöße in
der Beschäftigungspolitik haben den po-
litischen Herbst in Frankreich geprägt.
Die Verabschiedung eines maastricht-
konformen Haushalts 1998 mit einer Er-
höhung des Arbeits- und Sozialbudgets
um 10 Mrd. FF auf insgesamt mehr als
150 Mrd.FF bildete den Auftakt.Ein staat-
liches Beschäftigungsprogramm für ar-
beitslose Jugendliche zur Schaffung von
350.000 Arbeitsplätzen im öffentlichen
Bereich folgte im September. Im Okto-
ber schließlich die Ankündigung eines
Rahmengesetzes zur Einführung der 35-
Stunden-Woche im Jahr 2000 und last
not least: der auf französischen Druck
hin einberufene europäische Sondergip-
fel zur Beschäftigung in Luxemburg am
21. November. Ohne Zweifel wird dem
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit neue
Priorität eingeräumt.
So unstrittig die Notwendigkeit zum
Handeln angesichts von 18 Millionen Ar-
beitslosen in der EU ist, so irritiert rea-
gierten zugleich einige europäische Part-
nerländer und nicht zuletzt die Bundes-
republik Deutschland auf die französi-
schen Lösungswege. Signalisieren die
französischen Vorstöße eine Abkehr von
einem europäischen und internationa-
len Trend, der in eine ganz andere Rich-
tung weist und der mit Steuerreformen
und Senkung der Arbeitskosten, mit De-
regulierung und möglichst flexiblen Ar-
beitszeitmodellen die Beschäftigungs-
probleme zu lösen versucht?
Gerade hierzulande werden staatliche
Beschäftigungsprogramme und eine ge-
nerelle Verkürzung der Wochenarbeits-
zeit - noch dazu gesetzlich verordnet -
von Regierung,Wirtschaft, weiten Teilen
der Wissenschaft und selbst bei einigen
Gewerkschaftsvertretern als untaugliche
Mittel zur Schaffung von dauerhaften Ar-
beitsplätzen gesehen. Begibt sich Frank-
reich, so die schärfer formulierte Frage,
auf einen neokeynesianisch inspirierten
und rückwärtsgewandten Weg staatli-
cher Beschäftigungspolitik, der zwangs-
läufig in der Sackgasse steigender Haus-
haltsverschuldung, abnehmender Wett-
bewerbsfähigkeit und zunehmender Ar-
beitslosigkeit enden wird?
Diese Bedenken werden durchaus
auch von den Gegnern und Kritikern
der Politik Jospins in Frankreich vorge-
bracht. Der frühere liberale Staatspräsi-
dent Valéry Giscard d'Estaing findet die
Debatte um die Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit ökonomisch »völlig unsin-
nig«, der gaullistische Präsident Jacques
Chirac warnt vor »Abenteuern und Risi-
ken«.Der Präsident der französischen Ar-
beitgeberverbände, Jean Gandois, ist gar
aus Protest gegen die angekündigte ge-
setzliche Verkürzung der Wochenarbeits-
zeit, mit der ihn die Regierung »überfah-
ren« habe, zurückgetreten. Die Liste der
warnenden und kritisierenden Stimmen
ließe sich noch erheblich verlängern.
Allerdings trifft gleiches auch für die
Befürworter zu. Nicht nur die Vertreter
der doch recht unterschiedlichen Regie-
rungsparteien, die Gewerkschaften, wis-
senschaftliche Forschungsinstitute, son-
dern auch und nicht zuletzt die öffentli-
che Meinung scheinen mehrheitlich die
neue Politik der Linksregierung in Frank-
reich zu unterstützen. Dafür jedenfalls
sprechen die von einem Premiermini-
ster selten erreichten Popularitätswerte.
In der öffentlichen Meinung sah sich Jos-
pin auf 51 % Zustimmung zu seiner Poli-
tik hochkatapultiert.
Diese innerfranzösische Auseinander-
setzung hat sicherlich zu einer wün-
schenswerten Klärung politischer und
sozialer Grundpositionen beigetragen.
Sie hat das Kräftefeld, in dem die zukünf-
tigen Entscheidungen fallen werden,
transparenter gemacht. Dennoch
scheint uns diese Debatte eher geeignet,
die komplexen beschäftigungspoliti-
schen Probleme zu vernebeln als zu er-
hellen. Dies trifft sowohl für die Lage
und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
zu als auch für eine nüchterne Betrach-
tung und Bewertung der »neuen Vor-




Die Situation auf dem franzö-sischen Arbeitsmarkt hat sich seit
Ende der achtziger Jahre kontinuierlich
und in erheblichem Umfang verschlech-
tert.Vor allem für Jugendliche, schwach
qualifizierte Arbeitskräfte und für Lang-
zeitarbeitslose hat sich die Lage zum Teil
dramatisch zugespitzt.
Mit einer Arbeitslosenquote von
12,6 % zur Mitte dieses Jahres hat Frank-
reich im OECD-Vergleich mit einer 5,2
prozentigen Abweichung zum Durch-
schnitt (7,3 %) eine neue negative Re-




weist Frankreich - nach
Spanien und Finnland - die
dritthöchste Arbeitslosen-
quote auf. Der Abstand
zum EU-Durchschnitt be-
trägt nahezu zwei Punkte.
Im Juni 1997 erreichte die
absolute Zahl der Arbeitslo-
sen mehr als 3,2 Millionen,
darunter 625.000 Jugendli-
che unter 25 Jahren. Der
Anteil der Langzeitarbeits-
losen mit über einem Jahr
Arbeitslosigkeit beläuft
sich auf 38,2 %. Verschär-
fend kommt hinzu, daß -
vergleichbar den meisten industrialisier-
ten Ländern - eine kontinuierliche Ab-
wärtsentwicklung vor allem bei wenig
qualifizierten Arbeitskräften zu verzeich-
nen ist.Ein Trend,der sich in den neunzi-
ger Jahren zunehmend auf alle sozialen
und beruflichen Gruppen erstreckt.












Quelle:OECD - Economic Outlook.
Anmerkung:Bis 1991 Westdeutschland,dann Gesamtdeutschland
Tabelle 1: Entwicklung der Arbeitslo-
sigkeit in den neunziger Jahren
Die Situation auf dem französischen
Arbeitsmarkt ist darüber hinaus auch da-
durch gekennzeichnet, daß ein erhebli-
cher Anstieg sogenannter „prekärer Ar-
beitsverhältnisse“ (zeitlich begrenzte Ar-
beitsverträge, Saisonarbeit, Zeitarbeit
usw.) seit 1993 zu verzeichnen ist. Zehn
Prozent aller Beschäftigungsverhältnisse
im Landwirtschafts-, Industrie- und
Dienstleistungssektor fallen mittlerweile
in diese Kategorie.
Gleiches gilt für die Teilzeitquote, die
auf 16,6 % (zum Vergleich: 18 % in der
Bundesrepublik Deutschland) angestie-
gen ist, das sind 3,7 Mio. Beschäftigte
(gegenüber 2,5 Mio. in 1986). Von Be-
deutung ist dabei nicht die durchaus ge-
wünschte Ausweitung der Teilzeit, als
vielmehr die Tatsache, daß davon 43 %
eine Vollzeitstelle anstreben, d.h. einen
erheblichen Druck auf den Arbeitsmarkt
ausüben. Die unfreiwillige Teilzeitquote
(Anteil der unfreiwillig Teilzeitbeschäf-
tigten in Prozent der erwerbsfähigen Be-
völkerung) ist mit 7,6 % erheblich höher
als beispielsweise in der Bundesrepublik
Deutschland mit 1,5 %.
Die volle Dimension des Problem-
drucks auf dem Arbeitsmarkt wird zu-
mindest in Umrissen sichtbar,wenn man
den Blick auf die sogenannte „breite Ar-
beitslosenquote“ richtet, eine Meßzahl,
bei der „alle Formen der Ausgliederung




man diesem von der OECD verwende-
ten Kriterium (OECD Labour Force Sur-
vey - Länderberichte), so ergibt sich für
Frankreich ein geschätzter Wert von
mehr als 26 % gegenüber ca. 22 % in der
Bundesrepublik Deutschland.
Vor diesem hier nur skizzierten Hinter-
grund müssen die beschäftigungspoliti-
schen Initiativen der Regierung Jospin
gesehen werden, wobei zugleich der Be-
wertung des Wachstums der französi-
schen Wirtschaft und seiner Beschäfti-
gungswirkung ein erhebliches Gewicht
zukommt. Denn die aktuelle französi-
sche Regierung geht durchaus davon
aus, daß der Anstieg der Arbeitslosigkeit
keineswegs durch eine häufig beschwo-
rene Tendenz zum „Wachstum ohne Be-
schäftigungseffekte“ erklärt werden
kann:„Im Gegenteil,die Schwelle,ab der
durch Wachstum Arbeitsplätze geschaf-
fen werden, ist signifikant gesunken: sie
kann heute bei nahe 1,5 % angesetzt
werden, gegenüber mehr als 2 % in den
achtziger Jahren. Diese Beschäftigungs-
wirkung des allgemeinen Wirtschafts-
wachstums ist sowohl eine Folge der
Entwicklung der Teilzeitarbeit als auch
einer Absenkung der Arbeitskosten ins-
besondere im unteren Lohnbereich.“2
Auch wenn somit der Wachstumsent-
wicklung ein unabdingbarer strategi-
scher Stellenwert zukommt, so ergibt
sich der politische Handlungsbedarf aus




1 Vgl. Günther Schmid: Be-
schäftigungswunder Nieder-
lande? In: Leviathan 3/1997 
S. 313.
2 Vgl. Préparation de la Con-
férence nationale tripartite.
Etat des lieux et perspectives
économiques et sociales. In:
Liaisons Sociales. Nr. 91,
1997, S. 2.
Altersgruppe Arbeitslosenquote (%) Dauer der Arbeitssuche
jünger als 25 28,0 8   Monate
25-50 11,5 16 Monate
älter als 50 8,5 22 Monate
landesweiter Durchschnitt 12,6 15 Monate               
Tabelle 2: Struktur der Arbeitslosigkeit
nach Altersgruppe und Dauer 1997
Quelle: Libération,20.8.1997
Führungskräfte Mittlere Angestellte Angestellte Arbeiter Insgesamt
1970 0,8 0,8 1,6 1,9 1,6
1990 2,6 4,1 11,9 12,2 9,3
1997 5,1 7,0 14,4 15,8 12,4
Tabelle 3: Arbeitslosenquote nach





aus, daß selbst bei günstigeren Wachs-
tumsaussichten in den nächsten Jahren
dieses nicht ausreicht, die Arbeitslosig-
keit spürbar abzusenken: »Selbst bei ei-
nem prognostizierten jahresdurch-
schnittlichen Wachstum von 3 % in den
nächsten fünf Jahren wird die Arbeitslo-
senquote - aufgrund der Entwicklung
der Erwerbsbevölkerung (+ 0,5 % jähr-
lich) - nur um 0,3 % pro Jahr sinken.
Trotz hohen Wachstums wird sich also
die Arbeitslosenquote im Jahre 2002 bei
11 % einpendeln, gegenüber 12,5 % heu-
te (...), wenn keine zusätzlichen wirksa-
men Maßnahmen getroffen werden.«3
Das ist, wie die Experten des Nationa-
len Statistischen  Amtes INSEE schrei-
ben, im Kern »die Botschaft der Regie-
rung an die Sozialpartner,die den Vorteil
einer klaren Aussage hat.« 
3 A. a.O., S. 1.
4 Vgl. dazu Philippe Fré-
meaux: Emploi: La méthode
Jospin. In:Alternatives Econo-
miques Nr. 151/1997, S. 22.
Betrachtet man nun die aktuellefranzösische Arbeitsmarktpolitik ins-
gesamt und nicht nur die im Scheinwer-
ferlicht der öffentlichen Kontroverse ste-
hende Arbeitszeitverkürzung, so fällt pa-
radoxerweise und im Gegensatz zu den
medialen Gefechten der letzten Wochen
die unbestreitbare Kontinuität auf vielen
Handlungsfeldern auf.Und davon besitzt
Frankreich eine breit gefächerte Palette.
Denn alle Regierungen haben spätestens
seit Ende der achtziger Jahre, unabhän-
gig von ihrer politischen Zusammenset-
zung, das Arsenal arbeitsmarktpoliti-
scher Instrumente erheblich ausgebaut.
Dies trifft sowohl für die in vielfältiger
Weise eingesetzte Politik der Senkung
der Arbeitskosten durch unterschiedli-
che Formen der Umschichtung bzw.
Subventionierung der Lohnnebenkosten
zu, als auch für die zahlreichen arbeits-
marktpolitischen Sonderprogramme,
Eingliederungshilfen und Förderinstru-
mente vor allem für die sogenannten
Problemgruppen auf dem Arbeitsmarkt.
Keines dieser Instrumente soll grund-
sätzlich abgeschafft werden, im Gegen-
teil: »Was die Arbeitsmarktpolitik im en-
geren Sinne betrifft, d.h. die Handlungs-
felder im Kompetenzbereich der Mini-
sterin für ‘Beschäftigung und Solidarität’,
Martine Aubry, überwiegt die Konti-
nuität gegenüber dem Wandel. Die be-
reits begonnene Reorganisation und
Konzentration der bestehenden Maß-
nahmen und ihre verbesserte finanzielle
Ausstattung werden den Handlungs-
spielraum um ca.10 Mrd.FF vergrößern,
was durchaus beachtlich ist. Auch die
Politik der Senkung der Arbeitskosten
wird fortgesetzt,wie die neue Ministerin
mehrfach hervorgehoben hat, insbeson-
dere was die Entlastung im unteren
Lohnbereich durch die Befreiung von
Sozialabgaben betrifft.«4
Eine gewisse Kontinuität besteht
selbst in Hinblick auf eine allgemeine
Politik der Arbeitszeitverkürzung. Späte-
stens seit dem »Gesetz Robien,« das un-
ter dem damaligen Premier Alain Juppé
am 11. Juni 1996 in Kraft trat, wird die
Diskussion in Frankreich nicht mehr da-
von bestimmt, ob Arbeitszeitverkürzun-
gen ein adäquates Mittel zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit sind, sondern
Aktive Arbeitsmarktpolitik - 
Kontinuität und Wandel
davon, welche Modalitäten am besten
geeignet erscheinen. So ermöglicht das
Robien-Gesetz die anfängliche Senkung
der Arbeitgeberanteile an den Sozialab-
gaben um 40 % (im zweiten bis siebten
Jahr 30 %), wenn diese die Arbeitszeit
um mindestens 10 % verkürzen und da-
für Neueinstellungen vornehmen bzw.
auf Entlassungen verzichten. Bislang be-
stehen ca. 1200 Vereinbarungen dieses
Typs,die nach einer vorherigen Betriebs-
vereinbarung zwischen Unternehmen
und Staat abgeschlossen werden.
Dennoch hieße es natürlich, wesentli-
che Aspekte der neuen Beschäftigungs-
politik in Frankreich außer Acht zu las-
sen, wollte man diese ausschließlich als
(allenfalls leicht modifizierte) Fortset-
zung der bisherigen Praxis sehen.
Die nicht nur rhetorische Priorität, die
dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit
eingeräumt wurde,der massive und kon-
zentrierte Einsatz von Mitteln und mehr
noch der erklärte Wille, ein ‘neues sozia-
les Bündnis für Arbeit’zu schaffen, signa-
lisieren unübersehbar den Versuch einer
Wende in der französischen Politik. Ex-
emplarisch läßt sich dies an dem weitge-
hend akzeptierten Programm zur Schaf-
fung von 350.000 neuen Arbeitsplätzen
für Jugendliche zeigen, ebenso wie an
der äußerst umstrittenen beabsichtigten
Verkürzung der Wochenarbeitszeit von




Übersicht: Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen  (z.T. in Gruppen  zusammenge-
faßt/ohne Weiterbildungsmaßnahmen)  Stand Juni 1997














Begrenzte Teilzeitverträge im öffentlichen
Bereich
Contrats emploi consolidés
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Maßnahme Zielgruppe Anzahl der Betroffenen (in Tsd.)
Angesichts einer dramatischangestiegenen Jugendarbeitslosig-
keit von 19 % zu Beginn des Jahres 1992
auf 28,3 % im laufenden Jahr ist ein akti-
ver arbeitsmarktpolitischer Handlungs-
bedarf gerade in diesem Bereich in
Frankreich weitgehend unstrittig. Weit-
aus kontroverser hingegen wurde ein
zentrales Wahlkampfversprechen von
Jospin aufgenommen, in den nächsten
fünf Jahren 700.000 neue Arbeitsplätze
für die Generation der 15-24jährigen zu
schaffen,die eine Hälfte davon im öffent-
lichen,die andere im privaten Sektor.
Im privaten Sektor setzt die Regierung
auf eine indirekte Politik der Verbesse-
rung von Rahmenbedingungen bei der
Einstellung von Jugendlichen, konkret
z.B. durch eine stärkere staatliche Mitfi-
nanzierung bzw.durch eine Erweiterung
der bereits bestehenden Vorruhestands-
regelung ARPE (Allocation de remplace-
ment pour l’emploi), die es den Unter-
nehmen ermöglicht, ihre Belegschaft zu
verjüngen. Allerdings hat die französi-
sche Regierung über den Hinweis auf
bereits bestehende bzw. zukünftig mög-
liche Einstellungshilfen für Jugendliche
hinaus keine konkreten Vorschläge ent-
wickelt.
Ganz anders im öffentlichen Bereich.
Ein Sonderprogramm, im öffentlichen
Bereich und bei gemeinnützigen Verbän-
den und Institutionen in den nächsten
fünf Jahren stufenweise 350.000 befri-
stete Arbeitsstellen für arbeitslose Ju-
gendliche zu schaffen (maximal fünf Jah-
re mit der Möglichkeit jährlicher Kündi-
gung), ist verabschiedet. Dabei soll es
sich um tatsächlich benötigte Arbeits-
plätze handeln, die faktisch vorhande-
nen, aber bisher nicht befriedigten Be-
dürfnissen entsprechen. Die Grundidee
ist die aller Befürworter eines »dritten
Sektors«: »Es existieren soziale Bedürfnis-
se, die nicht befriedigt werden können,
weil dem Staat die Mittel zur Einrichtung
dauerhafter Arbeitsplätze fehlen,und die
der Markt nicht bedienen kann, sei es
weil die Nachfrage kollektive Güter be-
trifft (Sicherheit,Umwelt),sei es weil die
Nachfrager nicht über die entsprechen-
den Mittel verfügen.«5
Bis Ende dieses Jahres werden 50.000
Jugendliche einen solchen Arbeitsplatz
erhalten. Für das Jahr 1998 hat sich die
Regierung verpflichtet, weitere 100.000
Stellen zu finanzieren. Die Kosten wer-
den im fünften Jahr,wenn alle Stellen be-
setzt sind,34 Mrd.FF betragen.Herunter-
gerechnet heißt das 92.000 FF pro Ar-
beitsplatz und Jahr. Dies entspricht 80 %
des gesetzlich garantierten Mindestein-
kommens SMIC plus dem Arbeitgeberan-
teil an den Sozialabgaben.
Auch wenn die Kosten erheblich sind,
so richten sich die Einwände dennoch
nicht nur gegen das Finanzvolumen,son-
dern zielen auch auf folgende Punkte:
 Die Tatsache, daß mit der Befristung




350.000 neue Arbeitsplätze für Jugendliche
5 Vgl. Alternatives Economi-
ques a.a.O., S. 24.
Jahr Allgemeine Arbeitslosenquote (in %) Quote Jugendarbeitslosigkeit 




1995           11,6           25,9           




Quelle: Economie et Statistiques Nr.287/1995 u.
Nr.282/1996;Le Monde,31.7.1997    
gungsmöglichkeit der Staat die Ten-
denz zur Prekarisierung von Arbeits-
verhältnissen fördert, die er in ande-
ren Bereichen arbeitsrechtlich zu-
rückschrauben will. Gewichtiger je-
doch erscheint der Einwand, daß der
Plan keine Qualifizierungsmaßnah-
men vorsieht und damit die Chancen
auf einen späteren Übergang auf den
ersten Arbeitsmarkt mindert.Anderer-
seits ist die Umwandlung in dauerhaf-
te Arbeitsplätze am Ende der fünf-
jährigen Laufzeit davon abhängig, daß
die lokalen Träger tatsächlich diese Ar-
beitsplätze benötigen und finanzieren
können.
 Ein zweites Bündel von Einwänden
richtet sich gegen die gleichsam ein-
gebaute mittelfristige Tendenz einer
Expansion öffentlicher Beschäfti-
gungsverhältnisse. Demgegenüber
verfolgt die derzeitige Haushaltspoli-
tik gerade eine Senkung der Staatsaus-
gaben und nicht zuletzt der Personal-
kosten im öffentlichen Dienst.
 Erhebliches Gewicht kommt auch
der Frage zu, ob das ambitiöse quanti-
tative Ziel überhaupt erreicht werden
kann. Aufgrund der Qualifikationsan-
forderungen der neu zu schaffenden
»echten« Arbeitsplätze entsteht natür-
lich ein Auswahlproblem. Die Vermu-
tung,daß ein Großteil der sich bewer-
benden arbeitslosen Jugendlichen
diese Anforderungen gerade nicht er-
füllt, ist durchaus plausibel. Die am
stärksten von Arbeitslosigkeit betrof-
fene Gruppe der unzureichend quali-
fizierten Jugendlichen würde dann
von dem Programm gerade nicht er-
faßt.
 Auch ist der in diesem Kontext immer
wiederkehrende prinzipielle Ein-
wand gegen para-öffentliche Beschäf-
tigungsverhältnisse nicht von der
Hand zu weisen: Entweder sind diese
tatsächlich nicht erforderlich, und die
Jugendlichen finden sich in beschäfti-
gungspolitischen Warteschleifen oh-
ne reale Perspektiven wieder;oder sie
entsprechen wirklich gesellschaftspo-
litischen Bedürfnissen, und dann
sieht sich der Staat mit dem Vorwurf
konfrontiert, qualifizierte Beschäftig-
te durch Billigkräfte zumindest teil-
weise zu substituieren. Dieser Wider-
spruch ist gerade in Frankreich von
erheblicher praktischer Relevanz.
Denn es sind nicht zuletzt die großen
zentralstaatlichen Bereiche wie Schu-
le, Polizei usw. die unter besonderem
Personaldruck stehen und zugleich
einen gewichtigen Teil der neuen
»emploi jeunes« schnell zur Verfü-
gung stellen sollen. Daraus resultie-
rende Konflikte sind schon jetzt ab-
sehbar.
Dennoch: Versucht man diese kriti-
schen Punkte zusammenzufassen und
sie den ersten bereits vorliegenden Er-
gebnissen der beschäftigungspoliti-
schen Initiative des Tandems Jospin/Au-
bry gegenüberzustellen, so scheint sich
zumindest kurzfristig eher eine positive
Entwicklung abzuzeichnen. Sie läßt sich
in vier Punkten resümieren.
 Erstens scheint die Bereitschaft gut
und ausreichend qualifizierter Ju-
gendlicher, sich auf diese Stellen zu
bewerben, weitaus höher als ur-
sprünglich erwartet.
 Zweitens konnte durch eine wirksa-
me interne Umschichtung von Haus-
haltsmitteln dem Verschuldungsargu-
ment weitgehend begegnet werden.
 Drittens werden die häufig unberück-
sichtigt gelassenen,aber dennoch exi-
stierenden sozialen und indirekten fi-






 Viertens schließlich hat die Regierung
durch die schnelle Umsetzung des Be-
schäftigungsprogramms »Nouvelles
Activités« ihre Glaubwürdigkeit und





Gerade dieser politische Gewinnerschien umso gewichtiger, als die
Regierung das Gelingen der nationalen
»Konferenz zur Beschäftigung, Löhne
und Arbeitszeit« am 10.Oktober 1997 als
ihre eigentliche Herausforderdung be-
trachtete, um eine Wende auf dem Ar-
beitsmarkt zu bewirken. In der Tat stan-
den bei diesem Spitzentreffen von Re-
gierung,Wirtschaft und Gewerkschaften
die entscheidenden Weichenstellungen
für eine neue Arbeitsmarktpolitik auf der
Tagesordnung. Und alles überragend die
schon im Vorfeld vehement umstrittene
Formel von der »39- zu der 35-Stunden-
Woche ohne Lohnverzicht.«
Die Einlösung dieses Wahlkampfver-
sprechens von Lionel Jospin, bekräftigt
in seiner ersten Regierungserklärung
vom Juni dieses Jahres, hatte viele Merk-
male einer Quadratur des Kreises.Vor al-
lem deshalb, weil die Regierung mit die-
ser arbeitszeitpolitischen Option einen
eindeutigen Schwerpunkt in der Be-
schäftigungspolitik gesetzt hat, den kei-
ne der großen Parteien voll unterstützte.
Die Arbeitgeberseite ohnehin nicht, da
sie seit langem in einer generellen Ar-
beitszeitverkürzung geradezu das Ge-
genteil einer wettbewerbs- und wachs-
tumsfördernden Perspektive sieht. Aber
auch die Gewerkschaften betonen weit-
aus stärker die Notwendigkeit der Siche-
rung und Verbesserung der Einkom-
menssituation bzw. fordern noch stärke-
re Arbeitszeitverkürzungen bei vollem
Lohnausgleich.
Angesichts dieser unterschiedlichen
Standpunkte und der unabweisbaren
Notwendigkeit, mit den Sozialkontra-
henten und nicht gegen sie Lösungen zu
finden,erschien der Versuch,ein soziales
Bündnis für Arbeit auf dem Verhand-
lungsweg zu erreichen, nicht nur not-
wendig,sondern auch politisch geboten.
Zu deutlich dürften den politisch Verant-
wortlichen noch die Folgen der von
oben verordneten Reform der sozialen
Sicherungssysteme durch den damali-
gen Premier Alain Juppé vor Augen ge-
standen haben. Die Entscheidung der
Regierung Jospin, bei dieser Reform der
gesetzlichen Arbeitszeit einen intensiven
und vorlaufenden Klärungsprozeß zu in-
itiieren (wie dies mit mehreren Vorkon-
ferenzen und Gesprächen geschehen
ist),dürfte aber mehr noch in zwei ande-
ren Sachverhalten begründet liegen.
Zum einen in dem offensichtlichen
ökonomischen Risiko, das mit einer sub-
stantiellen Arbeitszeitverkürzung für Ko-
sten und Wettbewerbsfähigkeit verbun-
den ist. Plastisch hat dies der sozialde-
mokratische Politiker Gerhard Schröder
mit der Bemerkung zum Ausdruck ge-
bracht, eine Arbeitszeitverkürzung in
Frankreich nütze der deutschen Wettbe-
werbsfähigkeit; zum anderen in der
schlichten Tatsache, daß eine erfolgrei-
che Durchsetzung, d.h. eine Arbeitszeit-
verkürzung mit faktischen Beschäfti-
gungsgewinnen, überhaupt nur denkbar
Das soziale Bündnis für Arbeit... gescheitert?
ist,wenn sie auf betrieblicher Ebene von
Unternehmern und Gewerkschaften in
Verhandlungen umgesetzt wird.
Daß die französische Regierung diese
Notwendigkeiten durchaus ernst ge-
nommen hat, läßt sich sowohl an der
Vorbereitung, den diskutierten Themen
als auch an den Schlußfolgerungen der
Konferenz ablesen. Sie sind in der Tat
weitaus differenzierter zu bewerten, als
dies die Schlagzeile, Frankreich habe
sich für die 35-Stunden-Woche entschie-
den, nahelegt. Folgende Präzisierungen
der Ergebnisse dieser Konferenz mögen
dies verdeutlichen:
 Bis Ende dieses Jahres wird die Regie-
rung einen Gesetzesentwurf im Parla-
ment einbringen, der die Einführung
der 35-Stunden-Woche als gesetzliche
Regelarbeitszeit (die durchschnittli-
che reale Arbeitszeit liegt heute bei
ca. 41Wochenstunden) in Unterneh-
men mit mehr als 20 Beschäftigten
zum 1. Januar 2000 zum Gegenstand
hat. Für kleinere Unternehmen sind
zwei weitere Jahre und besondere Re-
gelungen vorgesehen, bevor für sie
die verkürzte Wochenarbeitszeit bin-
dend werden soll. Der Gesetzesent-
wurf wird auch die finanziellen Moda-
litäten staatlicher Zuwendungen bei
Einführung der Arbeitszeitverkürzung
regeln.
 Bereits ab 1998 wird die Regierung
bei einer Arbeitszeitverkürzung um
10 % und einer Erhöhung der Beschäf-
tigtenzahl um 6 % jeden Arbeitsplatz
mit 9000 FF pro Jahr subventionieren.
Diese Hilfe wird im Zeitverlauf de-
gressiv sein bis zur Höhe von ca.5000
FF je Arbeitsplatz und Jahr.
 Finanzielle Hilfen, die den aktuellen
Regelungen des sog. Robien-Gesetzes
entsprechen, sind auch für die Unter-
nehmen vorgesehen, die mit Verkür-
zung der Arbeitszeit keine Entlassun-
gen vornehmen.
 Die konkreten Modalitäten der Ar-
beitszeitverkürzung werden bis Ende
1999 von den Sozialpartnern ohne
staatliche Intervention auf Betriebs-,
Unternehmens- oder Branchenebene
in Verhandlungen geregelt. Der Vor-
schlag läßt dabei eine eindeutige Prä-
ferenz für die betriebliche Ebene er-
kennen.
 In der ersten Jahreshälfte 1999 wer-
den von Staat, Unternehmen und Ge-
werkschaften gemeinsam eine ökono-
mische Situationsanalyse vorgenom-
men und die bis zu diesem Zeitpunkt
vorliegenden Ergebnisse der Verhand-
lungen bewertet. Diese Bilanz
schließt auch die zukünftigen Über-
stundenregelungen, Flexibilisierungs-
formen der Arbeitszeit, Sonderrege-
lungen für kleine Unternehmen und
die Struktur der Finanzhilfen des Staa-
tes ein.
 Über die vorgesehenen Regelungen
zur Arbeitszeitverkürzung hinaus hat
die Regierung eine zusätzliche Vorru-
hestandsregelung angekündigt. Da-
nach können Beschäftigte, die 40 Bei-
tragsjahre nachweisen, ab dem 56. Le-
bensjahr in den vorzeitigen Ruhe-
stand gehen. Bei Neueinstellungen
wird diese Regelung, die auf Bran-
chenebene festgelegt werden soll,mit
40.000 FF pro Jahr und Beschäftigten
vom Staat mitfinanziert.
 Mit Blick auf die Schaffung von Ar-
beitsplätzen für Jugendliche im priva-
ten Sektor wurden Verhandlungen auf
Branchenebene angeregt,die quantifi-
zierte Zielvorgaben erarbeiten sollen.
Noch im ersten Halbjahr 1998 soll ei-
ne erste gemeinsame Bewertungskon-





Versucht man diese Ergebnisse poli-
tisch zu bewerten, so ergibt sich ein
kontrastreiches Bild. Ist es schon als Er-
folg zu werten, daß es erstmals in Frank-
reich überhaupt gelungen ist, die drän-
genden Probleme auf dem Arbeitsmarkt
zum Gegenstand eines gemeinsamen so-
zialen »Gipfeltreffens« zu machen? Oder
deutet der unmittelbar nach Abschluß
dieses Gesprächs erfolgte Rücktritt des
Präsidenten des französischen Arbeitge-
berverbandes eher auf eine Verhärtung
der Fronten? Die Beantwortung dieser
Fragen wird sicherlich erst im weiteren
Verlauf der Vorbereitungen des geplan-
ten Gesetzes möglich sein. Schon jetzt
hingegen läßt sich festhalten, daß keine
Einigung über die Kernfrage erreicht
werden konnte,die Frage nämlich,ob ei-
ne substantielle Arbeitszeitverkürzung
ein geeignetes Mittel ist, Arbeitsplätze
zu erhalten bzw. neue zu schaffen. Der
Regierungsvorschlag,gewissermaßen ei-
ne »Erprobungsphase« bis zum Jahr
2000 zu durchlaufen und einen Termin
zur erneuten Überprüfung der ökono-
mischen und sozialen Rahmendaten
festzulegen, hat die Gegensätze nur teil-
weise entschärfen können.
Gleiches gilt für die Finanzierung der
Arbeitszeitverkürzung. Die Kostenstei-
gerung von 11,4 %, die rein rechnerisch
eine Absenkung auf 35 Stunden ohne
Lohnverlust bedeutet, kann nach An-
sicht der Regierung durch Produkti-
vitätszuwächse, durch die vorgesehene
finanzielle Hilfe der öffentlichen Hand
und durch eine deutliche Zurückhal-
tung bei Lohnforderungen - eine Not-
wendigkeit auf die Jospin mehrmals hin-
gewiesen hat - erheblich gesenkt wer-
den. Dennoch bleibt natürlich eine Ko-
stensteigerung für die Unternehmen,die
eine Ausweitung der Beschäftigung eher
erschweren dürfte. Dies umso mehr, als
ein Ausweichen in wenig geregelte Teil-
zeitbeschäftigungen oder nicht regulär
und regelmäßig entgoltene Überstun-
den (d.h. alle und mit einem Zuschlag
von 25 %) gerade nicht mehr möglich
sein soll.
Dennoch scheint uns das Konfliktpo-
tential mehr noch in unterschiedlichen
Auffassungen über die Flexibilisierung
von Arbeitszeit begründet. Daß der Vor-
stoß der Regierung keine alternativen
Modelle einschließt, daß eine allgemei-
ne gesetzliche Absenkung der Wochen-
arbeitszeit an der Realität vieler Betriebe
vorbeigeht, die längst schon die unter-
schiedlichsten Arbeitszeitmodelle prak-
tizieren, das ist ein zentrales und plausi-
bles Gegenargument der Unternehmer-
seite. In den Ländern, die ein stark ent-
wickeltes Verhandlungssystem haben,
ist dies ein Problem, das gleichsam
natürlich den Arbeitsmarktparteien zu-
gewiesen wird. In Frankreich mit sei-
nem notorisch schwachen System indu-
strieller Beziehungen stellt sich dagegen
viel unmittelbarer die tiefergehende Fra-
ge nach der Verteilung der Regelungs-
kompetenz zwischen Staat und Tarifpar-
teien. Die Initiative von Jospin zielte ja
nicht zuletzt darauf ab, die Unterneh-
mensseite und die Gewerkschaften stär-
ker einzubinden und einen Anstoß zu
geben, das Potential möglicher Lösun-
gen auf betrieblicher und Branchenebe-
ne auszuloten. Erst wenn so neue  Ant-
worten  gefunden werden, die den Be-
dürfnissen der Wirtschaft und der Ver-
antwortung des Staates gerecht werden,
kann ein soziales Bündnis für Arbeit ge-
lingen.
Von einer Abkehr von europäischen
Erfahrungen der letzten Jahre kann kei-
ne Rede sein. Immer wieder hat Jospin
den Blick auf das niederländische Bei-
spiel gelenkt. Einen französischen Bau-
stein für innovative und wirksame Lö-
sungen in dieser Richtung beizusteuern,
das ist das ehrgeizige nationale und eu-
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